Gemeinde Barleben
Der Burgermeister

BESCHLUSSVORLAGE

TO-Freigabe am: 15.02.2017
BV-0014/2017

offentlich
Amt; Blrgermeister Barleben Datum: 15.02.2017
Bearbeiter: Bernd Fricke Aktenzeichen:
Beschlussvorschlag: Abstimmungsergebnis:
Gremien: Datum: TOP: angen. | abgel. | gednd. | angen. abgel enthal.
Hauptausschuss 02.03.2017
Gemeinderat 09.03.2017

vom Mitwirkungsverbot nach § 33 KVG LSA betroffen:

Gegenstand der Vorlage:
Vertretung der Gemeinde Barleben in der Gesellschafterversammlung der Barlebener
Grundstucksentwicklungs- und Verwertungsgesellschaft

Beschluss

1.

Der Gemeinderat beschlieft, neben dem Bilirgermeister fiinf weitere Vertreter in die
Gesellschafterversammlung der Barlebener Grundstiicksentwicklungs- und verwer-
tungsgesellschaft zu entsenden. Entsendet werden sollen die Fraktionsvorsitzenden
der Fraktionen im Gemeinderat der Gemeinde Barleben.

2,

Der Biirgermeister wird angewiesen, durch Gesellschafterbeschluss die gesellschafts-
rechtliche Voraussetzung fiir die Entsendung der unter 1. genannten Vertreter zu
schaffen.

Keindorff Siegel



Sachverhalt

In Bezug auf die Barlebener Grundstiicksentwicklungs- und verwertungsgesellschaft hat der
Gemeinderat am 24. September 2015 beschlossen, den Blrgermeister zu beauftragen, dass
der Gesellschaftervertrag so zu andern ist, dass die Gemeinde Barleben den Burgermeister

und zwei weitere Gemeinderate als ihre Vertreter in die Gesellschafterversammlung entsen-

det.

GemaéR § 131 Abs. 1 Satz 1 KVG LSA vertritt der Biirgermeister als Hauptverwaltungs-
beamte vollumfédnglich die Gemeinde in der Gesellschafterversammliung. Aufgrund die-
ser gesetzlichen Regelung bedarf es diesbezliglich keiner Beschlussfassung.

Die Gemeinde kann weitere (beratende) Vertreter entsenden (§ 131 Abs. 1 Satz 2 KVG
LSA). Sind zwei oder mehr Vertreter zu entsenden und kommt eine Einigung Uber deren
Entsendung nicht zustande, finden die Vorschriften Uber das Verfahren zur Bildung und Zu-
sammensetzung beschlieBender Ausschusse Anwendung.

Aus diesem Grunde ware jeweils ein Vertreter der beiden groRten Fraktionen zu entsenden.
Da méglicherweise die Entsendung eines Vertreters aus jeder Fraktion gréRere Akzeptanz
findet, wird im Sinne einer gleichberechtigten Informationstibermittiung vorgeschlagen, die
Fraktionsvorsitzenden zu entsenden.

Die kommunalrechtliche Entscheidung Uber die Entsendung weiterer Vertreter der Gemeinde
bedarf einer entsprechenden gesellschaftsrechtlichen Regelung. Grundsatzlich ist es mog-
lich die Entsendung weiterer Vertreter im Gesellschaftervertrag zu regeln. Dies ist allerdings
mit entsprechenden Kosten verbunden. Da die Barlebener Grundsticksentwicklungs- und
verwertungsgesellschaft zu 100 Prozent der Gemeinde Barleben gehort, erscheint eine Re-
gelung im Gesellschaftervertrag nicht erforderlich zu sein. Da das GmbH-Gesetz eine solche
Regelung auch nicht zwingend dem Gesellschaftervertrag zuordnet, ist ein entsprechender
Gesellschafterbeschluss ausreichend.

Fiir die Umsetzung des Beschlusses nach § 131 KVG LSA ist der vorgenannte Gesell-
schafterbeschluss jedoch zwingend erforderlich.

Begriuindung fiir Status ,,nicht 6ffentlich“:
Nicht relevant

Rechtsgrundlage

§ 131 KVG LSA

Finanzielle Auswirkungen

Kosten der Bearbeitung in EUR «100,00 Euro»

Kosten der MaBRnahme

[]JA x NEIN
1) 2) 3) 4)
Gesamtkosten der Mal3- Jahrliche Folgekosten/ -lasten | Finanzierung Einmalige oder jahrliche
nahmen Haushaltsbelastung
(Beschaffungs- (Mittelabfluss/Kapitaldienst/
/Herstellungskosten) Folgelasten oder kalkulatori-
sche Kosten)
Eigenanteil Objektbe-
zogene




Einnahmen

(i.d.R.= (Zuschusse/
Kreditbedarf) Beitrage)
€ € € € €
im Ergebnishaushalt im Finanzhaushalt betreffende
JJA JJA Buchungsstelle
O NEIN O NEIN
Anlagen

keine




	Datum
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt
	FAuswirkung
	Kontrollkästchen1
	Text1
	Text2
	Text4
	Text5
	Text3
	Kontrollkästchen3
	Kontrollkästchen4
	Kontrollkästchen5
	Kontrollkästchen6
	Text6
	Anlage

